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SAMANTHA HERNÁNDEZ (freigelassen) 

nach wie vor inhaftiert: 

EMIRLENDRIS BENÍTEZ 

JUAN CARLOS MARRUFO 

JORGEN GUANARES (Schicksal unbekannt) 

und mehrere hundert weitere Inhaftierte 

Die 16-jährige Samantha Hernández wurde am 18. Mai 2026 unter Auflagen freigelassen. Ihre Schwester, Aranza 

Hernández, war zum Zeitpunkt ihrer willkürlichen Festnahme am 20. November 2025 19 Jahre alt. Sie wird 

weiterhin rechtswidrig festgehalten. Etwa 500 - 600 Personen befinden sich nach wie vor aus politischen Gründen in 

willkürlicher Haft, darunter Emirlendris Benítez und Juan Carlos Marrufo. Beide benötigen dringend medizinische 

Hilfe. Das Schicksal und der Verbleib einiger mutmaßlicher Gefangener, wie Jorgen Guanares, sind nach wie vor 

unbekannt. Amnesty International fordert den Generalstaatsanwalt auf, für die sofortige Freilassung aller willkürlich 

Inhaftierten zu sorgen, ihr Schicksal und ihren Aufenthaltsort bekannt zu geben und eine angemessene medizinische 

Versorgung zu gewährleisten, solange sie sich in Gewahrsam befinden. 

Die venezolanischen Behörden weigern sich weiterhin, alle willkürlich inhaftierten Personen freizulassen. Diese 

Weigerung ist umso grausamer, als der Präsident der Nationalversammlung, Jorge Rodríguez, wiederholt die 

Freilassung von Hunderten von willkürlich Inhaftierten angekündigt hat. Einmal mehr zeigen die Behörden, dass sie 

den Hoffnungen und dem Leiden der Opfer und ihrer Angehörigen keine Bedeutung beimessen, obwohl die 

Angehörigen trotz der weit verbreiteten Grausamkeiten und des systembedingten Unrechts unermüdlich die 

Freilassung ihrer Familienmitglieder fordern. 

Hochrangige Regierungsvertreter*innen erkennen stillschweigend an, dass Hunderte von Menschen zu Unrecht in 

staatlichem Gewahrsam festgehalten werden. Dennoch handeln sie nicht entschlossen, um diese Situation zu 

beenden, obwohl sie die Befugnis haben, dies zu tun. Die Freilassung der willkürlich Inhaftierten ist dringend 

notwendig, wie die der Teenagerin Samantha Hernández am 18. Mai und einiger anderer in den Tagen darauf. 

Die venezolanischen Behörden müssen daran erinnert werden, dass willkürliche Inhaftierungen eine schwerwiegende 

Menschenrechtsverletzung darstellen, die häufig durch andere, nach dem Völkerrecht verbotene Handlungen in 

Venezuela noch verstärkt wird, darunter das Verschwindenlassen, Folter und andere grausame, unmenschliche oder 

erniedrigende Behandlung. Dies gilt beispielsweise für Jorgen Guanares, dessen Schicksal und Verbleib seit August 

2024 unbekannt ist, sowie für Emirlendris Benítez und Juan Carlos Marrufo, denen derzeit eine angemessene 

medizinische Versorgung verweigert wird, obwohl sie diese dringend benötigen. 

Familien, Gemeinschaften und zivilgesellschaftliche Organisationen sind gezwungen, mit der Ungewissheit 

umzugehen, nicht zu wissen, was mit den Inhaftierten geschehen könnte, was sogar den Tod in der Haft bedeuten 

könnte, wie im schockierenden Fall von Victor Hugo Quero Navas. Die Resilienz und Stärke seiner Mutter, Carman 

Navas, die über ein Jahr versuchte, das Schicksal ihres Sohnes aufzuklären, stieß auf große nationale und 

internationale Solidarität. Allerdings starb sie wenige Tage, nachdem sie erfahren hatte, dass ihr Sohn nicht mehr 

lebte. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Die Regierung geht seit Langem mit willkürlicher Inhaftierung gegen politisch Andersdenkende vor, um jede Form von 

Kritik zu unterdrücken. Häufig werden Menschen zwar freigelassen, dann aber direkt wieder festgenommen und 
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inhaftiert. Gleichzeitig werden freigelassene Personen weiterhin willkürlich strafrechtlich verfolgt und in ihrer Freiheit 

eingeschränkt, was ein Klima der Angst schafft und Menschenrechtsverletzungen Vorschub leistet. Nach den Wahlen 

vom 28. Juli 2024 eskalierte die Situation: mehr als 2.000 Personen wurden aus politischen Gründen willkürlich 

inhaftiert. Viele von ihnen wurden scheinbar ohne jede Grundlage des Terrorismus und der Anstiftung zum Hass 

angeklagt, darunter auch schutzbedürftige Gruppen wie Kinder und Menschen mit Behinderungen. 

Zwischen Dezember 2025 und Mai 2026 haben die venezolanischen Behörden langsam und sporadisch einige 

willkürlich Inhaftierte freigelassen, die meisten mit Auflagen und unter Aufrechterhaltung der strafrechtlichen 

Ermittlungen oder Anklagen gegen sie. Am 3. Januar wurden der venezolanische Präsident Nicolás Maduro und seine 

Frau Cilia Flores von Streitkräften der USA entführt, woraufhin Delcy Rodríguez zur Interimspräsidentin ernannt 

wurde. Einige Tage später machte Jorge Rodríguez die Ankündigung, dass eine „beträchtliche Anzahl“ der 

inhaftierten Personen freigelassen werde. Auch im Mai kündigte er die Freilassung von „dreihundert“ Gefangenen an. 

Am 25. Mai waren nach Angaben der venezolanischen NGO Foro Penal noch immer mindestens 457 Menschen aus 

politischen Gründen willkürlich inhaftiert, wobei andere lokale NGOs wie Justicia, Encuentro y Perdón eine Zahl von 

über 600 Personen angeben. 

Seit 2020 haben Berichte der unabhängigen internationalen Untersuchungsmission der Vereinten Nationen für die 

Bolivarische Republik Venezuela (FFM) Hunderte von Fällen von außergerichtlichen Hinrichtungen, 

Verschwindenlassen, willkürlichen Inhaftierungen, Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 

Behandlung, die seit 2014 im Land begangen wurden, dokumentiert. Ebenfalls belegen die Berichte die Art und 

Weise, in der das Justizsystem als Instrument für die Unterdrückungspolitik der Regierung dient, und kommen zu 

dem Schluss, dass einige dieser internationalen Verbrechen und Menschenrechtsverletzungen Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit darstellen. Insbesondere im Jahr 2024 gelangte die FFM zu der Erkenntnis, dass sie „hinreichende 

Gründe für die Annahme hat, dass das Verbrechen der Verfolgung aus politischen Gründen während des von ihrem 

Mandat abgedeckten Zeitraums begangen wurde“. Ihre Schlussfolgerungen wurden in ihrem Bericht für das Jahr 

2025 erneut bekräftigt. 

SCHREIBEN SIE BITTE E-MAILS, FAXE ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

▪ Ich fordere Sie auf, für die sofortige Freilassung aller willkürlich Festgehaltenen zu sorgen.  

▪ Im Gewahrsam des Staates muss jede inhaftierte Person das Recht auf Schutz ihres Lebens und ihrer Sicherheit 

sowie auf alle Garantien für ein faires Gerichtsverfahren haben, wie z. B. die Wahl einer rechtliche Vertretung ihrer 

Wahl, angemessene medizinische Versorgung und Familienbesuche. 

ACHTUNG! Bitte prüfen Sie auf der Website der Deutschen Post unter „www.deutschepost.de/de/b/briefe-ins-ausland“, ob die 
Briefzustellung in das Zielland ungehindert möglich ist. Falls nicht, senden Sie Ihre Appellschreiben bitte auf elektronischem 
Weg. Appelle in Papierform können außerdem an die Botschaft des Ziellandes in Deutschland geschickt werden. 

 

APPELLE AN  

GENERALSTAATSANWALT 
Larry Devoe 

Attorney General 

Edificio Ministerio Público, PB, Av. Urdaneta, esquinas 

de Ánimas a Platanal 
Caracas, VENEZUELA 
(Anrede: Mr Attorney General/  
Sehr geehrter Herr Generalstaatsanwalt) 

          KOPIEN AN 
BOTSCHAFT DER BOLIVARISCHEN REPUBLIK VENEZUELA 
Herrn Vartkes Martin Saatdjian Castellanos, 
Gesandter-Botschaftsrat 
Lietzenburger Str. 107 
10707 Berlin 
Fax: 030 – 83 22 40 20 
E-Mail: embavenez.berlin@botschaft-venezuela.de 
oder embavenez.movil@gmail.com 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Spanisch, Englisch oder auf Deutsch. Wir 
bitten Sie, nach dem 30. August 2026 keine Appelle mehr zu verschicken 

Weitere Informationen zu UA-072/2024 (AMR 53/8390/2024, 2. August 2024; AMR 53/8396/2024, 8. August 2024;  

AMR 53/9257/2025, 24. April 2025; AMR 53/0225/2025, 25. August 2025, AMR 53/0635/2026, 23. Januar 2026 und AMR 53/0884/2026, 

16. April 2026) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 
▪ I call on you to ensure the immediate release all those arbitrarily detained.  
▪ While in custody of the state, every detainee must see their life protected, their fate and whereabouts known, as well as all fair 

trial guarantees, such as naming their lawyer of choice, receiving adequate medical care, and being granted family visits. 
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HINTERGRUNDINFORMATIONEN (FORTSETZUNG) 

Die Regierung fährt damit seit Langem eine repressive und auf Schikane, Strafverfolgung und Zensur beruhende Linie 

gegen Aktivist*innen und zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für den Schutz der Rechte der 

Venezolaner*innen einsetzen. In Venezuela herrscht derweil eine komplexe humanitäre und menschenrechtliche 

Krise, die dazu geführt hat, dass so viele Menschen wie nie zuvor das Land verlassen haben, um im Ausland Schutz 

zu suchen. Bis Mai 2025 waren 7,9 Millionen Menschen aus Venezuela geflohen. 

Seit November 2021 führt die Anklagebehörde des Internationalen Strafgerichtshofs ein strafrechtliches 

Ermittlungsverfahren zu der Lage in Venezuela durch und konzentriert sich dabei insbesondere auf von den 

Sicherheitskräften, zivilen Behörden und regierungstreuen Gruppen (Colectivos) mindestens seit April 2017 

begangene Verbrechen gegen die Menschlichkeit wie „Inhaftierung und andere schwere Formen des Entzugs der 

körperlichen Freiheit; Folter; Vergewaltigung und andere Formen der sexualisierten Gewalt [sowie] Verfolgung aus 

politischen Gründen“. 

 

https://www.r4v.info/

